
vor der Ausführung zur Entstehung kommt. Von 
welcher Bedeutung es ist, daß die Vorschriften nicht 
allein Gebote und Verbote enthalten, sondern privat­
rechtliche Wirkungen hervorbringen, liegt auf der 
Hand, wenn dies infolge des Warenmangels zur Zeit 
auch nicht so in Erscheinung treten mag. Erhält der 
Lieferant eine Freigabe zugunsten des Empfängers 
und dieser einen Durchschlag, so wird der waren­
hungrige Empfänger nicht überlegen, welche Pflichten 
und Rechte er als Käufer hat, sondern baldigst die 
Ware holen lassen und, ohne streng zu prüfen, die 
Rechnung bezahlen, so daß damit der Verwaltungsakt 
seinen Zweck erfüllt hat. Aber ohne Einschaltung 
des Privatrechtes gelangen die wichtigen Regelungen 
der Vertretungsmacht nicht zum Leben. Ohne sie fehlt 
dem Lieferer die Kreditunterlage — die Ansprüche 
an seine Empfänger, die Möglichkeit ihrer Abtretung, 
ihrer Pfändung.

Kommt man so zu der Überzeugung, daß die Waren­
verteilung zwischen den Beteiligten dieselben Rechts­
beziehungen schafft wie ein Vertrag, so bleiben doch 
manche Fragen. Welcher Art der Vertrag ist, wird 
sich meist aus der Hauptleistung entnehmen lassen; 
Kauf- und Werklieferungsvertrag werden allein Vor­
kommen. Was im Einzelfall vor liegt, kann in den 
Fällen zweifelhaft sein, in denen der Empfänger eines 
Erzeugnisses erwirkt hat, daß dem Hersteller, seinem 
Lieferer, der erforderliche Rohstoff zugewiesen wird. 
Erhält hier — was für die Rechtsbeziehungen ent­
scheidend ist — der Empfänger oder der Hersteller 
des Erzeugnisses den Rohstoff? Es wird in dem Aus­
lieferungsplan oder der Freigabe gesagt sein, für wen 
der Rohstoff vorgesehen ist. Je nach dem liefert der 
Empfänger des Erzeugnisses den Rohstoff (Werkver­
trag) oder der Hersteller beschafft ihn selbst (Kauf).

Wer Verkäufer ist, hat die Mängelhaftung. Kann 
die gesetzliche Haftung bei den zwangsweise zustande 
gekommenen Verträgen Platz greifen? Man kann die 
Frage erweitern, ob die privatrechtlichen Vorschriften 
allgemein auf Zwangsverträge, für die sie nicht ge­
schaffen sind, passen. Die ergänzenden Vorschriften 
beruhen auf dem vermuteten Willen der Parteien, sie 
enthalten das, was diese redlicher Weise wollen muß­
ten, wenn sie an die Gestaltung gedacht hätten, was 
auch' der Richter als Vertragsergänzung einführen 
müßte (§ 133, 157 BGB). Sie werden so auch die 
Zwangsverträge ergänzen müssen. Was für den freien 
Warenverkehr galt, muß, von Ausnahmen abgesehen, 
auch für den gebundenen Verkehr Recht sein. Eine 
andere Meinung läßt Rechtsunsicherheit in nicht er­
träglichem Umfange entstehen. Vielleicht wird noch 
besonderes Recht für Zwangsverträge geschaffen, da 
diese jetzt ungleich häufiger sind als früher. Fragen 
wir besonders nach der Haftung des Verkäufers, des 
Unternehmers für Mängel, die nach BGB unabhängig 
von einem Verschulden eingeführt ist. Der Fall wird 
meist so sein, daß der Hersteller in der Auswahl des 
Rohstoffes nicht frei ist, daß er allein über den ihm 
im Auslieferungsplan zugeteilten Rohstoff verfügt. 
Man wird die Haftung nach BGB zu bejahen haben. 
Hält der Hersteller den Rohstoff für ungeeignet, dann 
wird er den Empfänger des Erzeugnisses über die 
Verwendung entscheiden lassen müssen. Kann er dann 
den Auslieferungsplan nicht erfüllen, wird er dem 
Fachkontor Anzeige machen müssen. Vielleicht ist auch 
ohne weiteres § 460 BGB entsprechend anzuwenden. 
Hat der Empfänger des Erzeugnisses die Zuteilung des 
Rohstoffes an den Hersteller erwirkt, demnach gewußt, 
auf welchen Rohstoff der Hersteller beschränkt ist, so 
steht das der Kenntnis der Beschaffenheit des Roh­
stoffes gleich, so daß der Verkäufer der Haftung 
enthoben ist. Der Gedanke läßt sich wohl noch aus­
dehnen, so daß der Verkäufer aus dem Zwangsvertrag 
im wesentlichen für unabwendbare Mängel der Er­
füllung nicht haftet. Wenn die Verteilung von Roh­
stoffen und Erzeugnissen sich zwangsläufig vollzieht, 
ist die Haftung für unverschuldete Mängel schwer 
mit der Idee der Gerechtigkeit vereinbar. So wird 
man zu einer Einschränkung der Mängelhaftung kom­
men können, aber auf Grund der privatrechtlichen 
Vorschriften und § 242 BGB. Das schon erwähnte 
sächsische Anforderungsgesetz sagt: Für Rechts- und 
Sachmängel, die im Zeitpunkte der Anforderung be­
standen, haftet der Betroffene nicht.

Ohne Schwierigkeit läßt sich den privatrechtlichen 
Vorschriften die Haftung für verschuldete Nicht­
erfüllung und für verschuldete mangelhafte Erfüllung 
entnehmen, ebenso die Haftung für Erfüllungsgehilfen, 
ferner die Pflicht zur Ersatzlieferung bei Mangelhaftig­
keit einer der Gattung nach bestimmten Ware (§ 480 
BGB). Auch die Folgen positiver Vertragsverletzung 
wird man privatrechtlich bestimmen können. Die Vor­
schriften über den Verzug, seine Voraussetzungen und 
Folgen, greifen ein. Dagegen ist kein Raum für Ver­
schulden bei Vertragsschluß und für Irrtumsanfech­
tung. In solchen Fällen kann das Verwaltungsorgan, 
also das Fachkontor, helfen; es kann den Plan oder 
die Freigabe ändern oder aufheben. Wie lange ihr 
dies freisteht, ist freilich nur allgemein dahin zu be­
antworten, daß Änderung oder Aufhebung nach der 
Ausführung nicht mehr möglich ist, es sei denn mit 
Zustimmung der Betroffenen.

Schließlich wird man auch die Vorschriften über 
die Anspruchsverjährung (§ 194 ff. BGB) und die 
Mängelverjährung (§ 477 BGB) sowie über die Rüge­
pflicht auf die durch die Verteilungsanordnung ge­
schaffenen Vertragsverhältnisse anwenden müssen. 
Das wird sowohl im Interesse der Verteilung wie in 
dem der Beteiligten liegen und der Rechtssicherheit 
im Verkehr dienen.

Mangelhafte Lieferung oder Nichterfüllung haben 
nicht allein privatrechtliche Folgen; es kann darin 
ein Verstoß gegen die Anordnung liegen, der nach 
§ 7 der Verteilungsanordnung strafbar ist. Auch kann 
die Anordnung im Verwaltungswege erzwungen wer­
den, besonders wenn der Empfangsberechtigte sein 
subjektives Recht nicht geltend macht.

Wenn bei den Zwangsverträgen nach der Verteilungs­
anordnung das Privatrecht ergänzend Platz greift, 
dann entsteht sofort die Frage, inwieweit die Parteien 
es durch Einigung ausscheiden, inwieweit sie für die 
gebotene Warenlieferung Nebenverpflichtungen be­
gründen, also ganz allgemein, inwieweit die Parteien 
den Vertragsinhalt bestimmen können. Soweit die 
Hauptleistung in Auslieferungsplan, Freigabe, Waren­
scheck vorgeschrieben ist, sind Vereinbarungen ohne 
Wirkung. Doch wird der Vertragsinhalt kaum jemals 
erschöpfend vorgeschrieben sein. Dabei ist folgendes 
zu beachten.

Der Preis wird keine Schwierigkeiten bieten infolge 
der Preisregelung. Im Zweifel hat ihn der Verkäufer 
gemäß § 315 BGB zu bestimmen. Die Zahlungsweise 
schreibt das BGB im allgemeinen nicht vor. Nach­
zahlung mit größerer oder geringerer Frist ist üblich. 
Daß sich hier die Parteien einigen können, ist nicht 
fraglich. Der Zweck, der erreicht werden soll, ist die 
Lieferung der Ware, nicht die Zahlung des Preises. 
Andererseits soll der Verkäufer nicht zu Schaden 
kommen. Kann er Vorauszahlung fordern, kann er 
Eigentumsvorbehalt bedingen? Dadurch würde er die 
Verteilung der Ware hindern können. Das aber wider­
spräche dem Zweck der Verteilungsanordnung. Daher 
kann beides dem Verkäufer nicht freistehen. Auf Liefe­
rung Zug um Zug gemäß § 320 BGB wird er sich be­
schränken können, um seine Interessen zu wahren. 
Fehlt eine andere Bestimmung im Auslieferungsplan, 
und kommt es nicht zu einer Verständigung, so kann 
und muß der Lieferer jedenfalls Zug um Zug liefern.

Offen wird meist der Zeitpunkt der Lieferung sein. 
Insoweit soll der Lieferer den Vertrag stets ergänzen. 
Art. IV Abs. 3 der DurchfBest. macht dem Lieferer zur 
Pflicht, zu den festgesetzten Terminen zu liefern. In 
Abs. 4 ist weiter vorgeschrieben, daß der Lieferer den 
Warenempfänger unverzüglich von den voraussicht­
lichen Lieferterminen zu benachrichtigen hat. Das kann 
so zu verstehen sein, daß der Lieferer anzeigen soll, 
wann er innerhalb eines im Auslieferungsplan fest­
gesetzten Spielraums liefert, oder so, daß er den Aus­
lieferungsplan, wenn er die Lieferzeiten nicht be­
stimmt, ergänzen soll, oder endlich, daß er eine Ände­
rung der Lieferzeiten verlangen kann. Sicher wird 
gerade für die Liefertermine Vertragsfreiheit nicht 
ganz ausgeschlossen werden können, mithin eine nach­
trägliche Änderung der festgesetzten Termine durch 
Vereinbarung möglich sein.

Der Zeitpunkt des Vertragsschlusses bestimmt sich 
sonst nach der Annahmeerklärung, nach deren Zugang. 
Nach den DurchfBest erhalten die Lieferanten die
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